
Auszüge aus dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) 
 

§ 1 Zweck und Anwendungsbereich des Gesetzes 
(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, den Einzelnen davor zu schützen, dass er durch den Umgang mit 
seinen persönlichen Daten in seinem Persönlichkeitsrecht¹ beeinträchtigt wird. 
(2) Dieses Gesetz gilt für die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten (…) 

 

§ 3 Weitere Begriffsbestimmungen 
(1) Personenbezogene Daten sind Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse einer 
bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person (Betroffener)². (…) 
(3) Erheben ist das Beschaffen von Daten über den Betroffenen.  
(4) Verarbeiten ist das Speichern, Verändern, Übermitteln, Sperren und Löschen personenbezogener 
Daten. (...) 
(5) Nutzen ist jede Verwendung personenbezogener Daten, soweit es sich nicht um Verarbeitung 
handelt. (...) 

 

§ 4 Zulässigkeit der Datenerhebung, -verarbeitung, -nutzung 
(1) Die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten sind nur zulässig, soweit (…) 
der Betroffene eingewilligt hat. (...) 

 

§ 4a Einwilligung 
(1) Die Einwilligung ist nur wirksam, wenn sie auf der freien Entscheidung des Betroffenen beruht. Er 
ist auf den vorgesehenen Zweck der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung sowie, soweit nach den 
Umständen des Einzelfalles erforderlich oder auf Verlangen, auf die Folgen der Verweigerung der 
Einwilligung hinzuweisen. Die Einwilligung bedarf der Schriftform (…). 

 

§ 4f Beauftragter für den Datenschutz 
(1) Öffentliche und nicht-öffentliche Stellen, die personenbezogene Daten automatisiert erheben, 
verarbeiten oder nutzen, haben einen Beauftragten für den Datenschutz schriftlich zu bestellen. Nicht-
öffentliche Stellen sind hierzu spätestens innerhalb eines Monats nach Aufnahme ihrer Tätigkeit 
verpflichtet. Das Gleiche gilt, wenn personenbezogene Daten auf andere Weise erhoben, verarbeitet 
oder genutzt werden und damit in der Regel mindestens 20 Personen beschäftigt sind. Die Sätze 1 und 
2 gelten nicht für nicht-öffentliche Stellen, die höchstens vier Arbeitnehmer mit der Erhebung, 
Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten beschäftigen. (...) 
(2) Zum Beauftragten für den Datenschutz darf nur bestellt werden, wer die zur Erfüllung seiner 
Aufgaben erforderliche Fachkunde und Zuverlässigkeit besitzt.  
(3) Der Beauftragte für den Datenschutz ist dem Leiter der öffentlichen oder nicht-öffentlichen Stelle 
unmittelbar zu unterstellen. Er ist in Ausübung seiner Fachkunde auf dem Gebiet des Datenschutzes 
weisungsfrei. Er darf wegen der Erfüllung seiner Aufgaben nicht benachteiligt werden. (…) 
(5) Die öffentlichen und nicht-öffentlichen Stellen habenden Beauftragten für den Datenschutz bei der 
Erfüllung seiner Aufgaben zu unterstützen und ihm insbesondere, soweit dies zur Erfüllung seiner 
Aufgaben erforderlich ist, Hilfspersonal sowie Räume, Einrichtungen, Geräte und Mittel zur Verfügung 
zu stellen. Betroffene können sich jederzeit an den Beauftragten für den Datenschutz wenden. 

¹Das Persönlichkeitsrecht steht hier für das Recht des Einzelnen auf Schutz vor Eingriffen anderer in ihr 
Leben durch die Tatsache, dass diese unbefugt an personenbezogene Daten gelangt sind. 

 

²Personenbezogene Daten sind demnach persönliche (z.B. Einkommen) und sachliche (z.B. Kfz) 
Informationen, die einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person zugeordnet werden 
können. 

§ 4g Aufgaben des Beauftragten für den Datenschutz 
(1) Der Beauftragte für den Datenschutz wirkt auf die Einhaltung dieses Gesetzes und anderer 
Vorschriften über den Datenschutz hin. (…) Er hat insbesondere  

1. die ordnungsgemäße Anwendung der Datenverarbeitungsprogramme, mit deren Hilfe 
personenbezogene Daten verarbeitet werden sollen, zu überwachen (…). 
2. die bei der Verarbeitung personenbezogener Daten tätigen Personen durch geeignete 
Maßnahmen mit den Vorschriften dieses Gesetzes sowie anderen Vorschriften über den 
Datenschutz und mit den jeweiligenbesonderen Erfordernissen des Datenschutzes vertraut zu 
machen. 

 

§ 5 Datengeheimnis 
Den bei der Datenverarbeitung beschäftigten Personen ist untersagt, personenbezogene Daten 
unbefugt zu erheben, zu verarbeiten oder zu nutzen (Datengeheimnis). Diese Personen sind, soweit sie 
bei nicht-öffentlichen Stellen beschäftigt werden, bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit auf das 
Datengeheimnis zu verpflichten. Das Datengeheimnis besteht auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit fort. 

 

§ 33 Benachrichtigung des Betroffenen 
(1) Werden erstmals personenbezogene Daten für eigene Zwecke ohne Kenntnis des Betroffenen 
gespeichert, ist der Betroffene von der Speicherung, der Art der Daten, der Zweckbestimmung der 
Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung und der Identität der verantwortlichen Stelle (d.h. die Stelle, die 
die Daten speichert) zu benachrichtigen. (…) 

 

§ 34 Auskunft an den Betroffenen 
(1) Der Betroffene kann Auskunft verlangen über 

1. die zu seiner Person gespeicherten Daten, auch soweit sie sich auf die Herkunft dieser Daten 
beziehen,  
2. Empfänger oder Kategorien von Empfängern, an die Daten weitergegeben werden, und 
3. den Zweck der Speicherung. 

 

§ 35 Berichtigung, Löschung und Sperrung von Daten 
(1) Personenbezogene Daten sind zu berichtigen, wenn sie unrichtig sind. 
(2) (…) Personenbezogene Daten sind zu löschen, wenn 

1. ihre Speicherung unzulässig ist, 
2. es sich um besonders schutzwürdige Daten handelt wie z.B. politische Meinungen, strafbare 
Handlungen oder Ordnungswidrigkeiten und ihre Richtigkeit nicht bewiesen werden kann, 
3. (…) sobald ihre Kenntnis für die Erfüllung des Zwecks der Speicherung nicht mehr erforderlich 
ist, 

(…) 
(4) Personenbezogene Daten sind ferner zu sperren, soweit ihre Richtigkeit vom Betroffenen bestritten 
wird und sich weder die Richtigkeit noch die Unrichtigkeit feststellen lässt. Sie dürfen nur noch mit 
Einwilligung des Betroffenen verarbeitet und genutzt werden. 


